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Ber Geſetzentwurf über den Berwaltungsgerichtshof. 
V. 
(Schluß, 


Wie aus dem bereits oben mitgetheilten, von Kißling als un⸗ 
abweisliche Forderung hingeſtellten Satze hervorgeht, ſucht derſelbe in 
feiner Broſchüre den Schwerpunkt der ganzen Verwaltungsgerichts⸗ 
barkeit, als des Rechtsſchutzes des Einzelnen gegenüber der Geſammt⸗ 
heit, in die Haftung der Geſammtheit, des Staates, Landes, Bezirkes 
und der Gemeinde für ihre Organe hineinzulegen. Da wir auf dem 
von uns entſchieden bekämpften Standpunkte des E zu einem analogen 
Reſultate gelangten, ſo iſt die Ausführung Kißlings uns inſofern lieb, 
als ſie dafür ſpricht, daß die von uns gezogene Conſequenz eine rich⸗ 
tige war. Aber geſtehen müſſen wir ſchon, daß wir mit der Ziehung 
dieſer Conſequenz eine neue Karte gegen den E. ausgeſpielt zu haben 
dachten. Wie befremdlich iſt es uns daher, auch von wiſſenſchaſtlicher 
Seite den Schwerpunkt der Verwaltungsgerichtsbarkeit in die eminent 
privatrechtliche Haftung hineingelegt zu ſehen, deffen ſich nicht einmal 
der E., freilich auch, oder vielleicht vorwiegend aus fiscaliſchen Grün⸗ 
den, vermaß. „Es fehlt eben der als Cardinalſatz des Rechtsſchutzes 
bezeichnete durchſchlagende materielle Rechtsſatz, daß der Staat ſowie 
die demſelben in dieſer Beziehung gleichſtehenden Gemeinden, Bezirke 
und Länder, für alle Handlungen ihrer Organe haften“. So Kißling 
Seite 5. 

Solche Anſchauungen vergeben wir dem Manne des öffentlichen 
Rechtes nicht. Alſo jene Verwaltungsjurisdiction, welche Gneiſt in ju⸗ 
gendlicher Begeiſterung, ſich tief verſenkend in den Geiſt der Inſtitu⸗ 
tionen der Blüthezeit des engliſchen -Selfgovernment, als die Wer⸗ 
wirklichung des öffentlichen Rechtes, die in gleichem Maße den 
Intereſſen des Einzelnen, wie der Geſammtheit gerecht wird, preist, 


tritt aber immer erſt dann ein, wenn die Verwirklichung des Rechtes 


nicht mehr möglich iſt, ſie liegt jenſeits der irreparablen Rechtsver⸗ 
letzung, ſie iſt immer nur Surrogat für die Verwirklichung des Rechtes. 
Die Haftung kann an Leib, Freiheit oder Vermögen eintreten. Für die 
Geſammtheit, den Staat u. ſ. f. entfallen die beiden erſteren, und es 
bleibt nur mehr die Haftung mit Geld und Gut, welcher der Krämer: 
geiſt des Privatrechts anklebt. Allerdings, wir wiederholen dies, iſt 
dies die nackte Conſequenz des E.: Die beiden Streittheile, die Ver⸗ 
waltungsbehörde (nicht ein einzelner Verwaltungsbeamter) jederzeit 
Geklagter; die Rechtsverletzung in formell immer, materiell zumeiſt irrepa⸗ 
rabler Weiſe bereits ausgeſprochen und zumeiſt ſchon durchgeführt — 
was bleibt da noch übrig, als daß der Staat in den Steuerſäckel greift 
und den Verletzten bezahlt? Und leider würde bei ſolchen Zuſtänden 
auch zumeiſt der Staatsbürger ſich beruhigen. Denn was liegt denn 
dieſem bei dem durchſchnittlichen Bildungsſtande daran, daß die Ge⸗ 
ſammtheit wohlfahre, wenn nur ſeine ſubjectiven Rechte gewahrt blei⸗ 
ben oder ihm wenigſtens verſilbert werden. Bei dieſen Anſchau⸗ 
ungen iſt von einem Schutze der Geſammtheit keine Rede mehr, 
nur mehr von dem Rechtsſchutze für ſubjective Rechte, ja nicht einmal 
mehr von dem Schutze öffentlicher Rechte. Denn kann ein Recht 
noch ein öffentliches genannt werden, welches ſo ſehr allen öffentlich. 
rechtlichen Charakter abgeſtreift hat, daß es in letzter Linie lediglich 
als eine nach ihrem Vermögenswerthe abzuſchätzende Sache des 
berechtigten Einzelnen erſcheint? Dieſe vermögensrechtliche Natur 
des Rechts iſt aber die des Privatrechts. Und wir glauben nicht zu 
irren, wenn wir behaupten, daß ſich dieſe vermögensrechtliche Anſchau⸗ 
ung von dem Privatrechte in Wiſſenſchaft und Geſetzgebung mehr und 
mehr Bahn bricht und halten diejenige Anſchauung für die richtige, 
welche in Uebereinſtimmung mit dem älteren römiſchen Rechte jedes 
Privatrecht in der Execution zum Erſatzrechte in Geld machen will 
und daher an Stelle der unmittelbaren Verwirklichung eines Anſpruches 
die Haftung in Geld ſetzt. Bei dem öffentlichen Rechte dagegen darf 
im Gegenſatze zum Privatrechte das unmittelbare Intereſſe der Ges 
ſammtheit in keinem Stadium der Geltendmachung außer Acht ges 
laſſen werden. Dieſes iſt aber durch die ledigliche Entſchädigung des 
verlegten Einzelnen noch nicht zur Geltung gelangt. Mittelbar hat 
allerdings auch die Geſammtheit ein Intereſſe daran, daß der Einzelne 
für die ihm gewordene Rechtsverletzung wenigſtens entſchädigt werde. 
Auf dem von Kißling in ſeiner Broſchüre eingenommenen 
Standpunkte wundert es uns nur, daß er zwiſchen der Haftung der 
Geſammtheit und der Geſetzeswidrigkeit noch die Beſtimmungen des 
E. ſtehen läßt, nach welchen der Verwaltungsgerichtshof vorerſt die 
Verfügung und Entſcheidung aufzuheben und nach erfolgter Auf⸗ 
hebung die Verwaltungsbehörde das Weitere zu verfügen hat, da doch 
aus dem auf S. 20 der Brofchüre Geſagten klar hervorgeht, wie 
wenig Bertrauen der Verfaſſer in dieſe Beſtimmungen ſetzt, und da, 
obwohl er ſich S. 23 nicht darüber ausſpricht, durch welches Organ 
dem Verletzten der zugefügte Schaden zugeſprochen werden ſoll, doch 
aus der unmittelbar (auf Seite 22) vorhergehenden Betrachtung zu 


Toll auf der Haftung, als auf einem Cardinal ſatze ruhen 2 Die Haftung reſultiren ſcheint, daß dies eine vom Verwaltungsgerichtshofe und ſelbſt⸗ 


verſtändlich von der Verwaltungsbehorde verſchiedenes Organ fein 
ſoll. Und wäre es auch hinwiederum der Verwaltungsgerichtshof, an 
welchen, nachdem die Verwaltungsbehörde das Entſprechende nicht ver⸗ 
fügt hat, die Angelegenheit zurückkehren ſoll, ſo müßten wir doch 
eine ſolche Organiſation, nach welcher das ſubjective Recht, nachdem 
es alle adminiſtrativen Inſtanzen durchlaufen hat, eventuell noch drei 
neue Inſtanzen durchlaufen muß: den Verwaltungegerichtshof die 
Verwaltungsbehörde und ein drittes Organ, möglicherweiſe wiederum 
den Verwaltungsgerichtshof, mit dem Ausdrucke monſtrös bezeichnen. 
Steht man ſchon einmal auf dieſem Standpunkte, dann empfiehlt es 
ſich auch, den Verwaltungsgerichtshof zu einem ſolchen zu machen, 
der von vornherein und ausſchließlich über die Haftungspflicht der 
Geſammtheit für das verletzte Einzelrecht abſpricht, nachdem der öffent⸗ 
lich⸗rechtliche Zuſtand in formell rechtskräftiger Weiſe geordnet iſt. 
Dem läge wenigſtens das Princip zu Grunde, daß die formell rechts⸗ 
kräftige Verwirklichung des öffentlichen Rechtes ausnahmsweiſe ohne 
geſetzwidrige Eingriffe in Einzelrechte nicht abgehe, daß dies jedoch 
als ein im Intereſſe der Geſammtheit nothwendiges Uebel hingenom⸗ 
men werden müſſe, für welches daher die letztere dem Einzelnen auf⸗ 
kommen muß. Eine Analogie fände ſich hiefür in der Expropriation, 
welche vom Standpunkte des Privatrechtes, der freilich hier nicht 
maßgebend iſt, doch immer eine Geſetzwidrigkeit bleibt. Wir allerdings 
können uns in keiner Weiſe mit dieſem Principe befreunden. 

Indem es hier genügen muß, das, was uns als das Princip 
in des Verfaſſers Anſchauung erſchien, zu beſprechen, ſei nur noch 
nebenbei bemerkt, daß auch Kißling auf S. 11 ſtatt geſetzwidrig im 
§ 2 „rechtswidrig“ vorſchlägt und daß ſich derſelbe in den Ab⸗ 
ſchnitten VIII. und IX. mit Schmitt und uns gegen die Verpflich⸗ 
tung, auf Grund des von der Verwaltungsbehörde angenommenen 
Thatbeſtandes zu erkennen dann gegen die hohe Murthwillensſtrafe 
ausspricht. 

Hat, wie wir oben geſehen, Schmitt gegen das für die Geltend⸗ 
machung durch den E. acceptirte Princip ſich ausgeſprochen, ſo ſteht 
er dagegen dem Gegenſtande der Verwaltungsgerichtsbarkeit nach dem 
E. viel näher, da ihm die Verwaltungsgerichtsbarkeit als Judicatur 
über einen Streit erſcheint, deſfen Streittheile die öffentliche Ver⸗ 
waltung und der einzelne Staatsangehörige, Einzeljuriſtiſche und Ge⸗ 
ſammtperſon ſind, ſobald die Legalität eines Actes der Verwaltung 
gegenüber der letzteren zur Frage kommt. Dieſe Anſchauung geht 
zwar weiter als die des E., indem ſie nur verlangt, daß ein Geſetz 
verletzt worden und dieſes dem Einzelnen gegenüber geſchehen ſei, ohne 
daß ein beſtimmtes, einen materiellen Inhalt beſitzendes und ſchon 
vor der Verletzung als ſolches beſtehendes ſubjectives Recht voraus⸗ 
geſetzt wird, doch auch ihr hängt die Einſeitigkeit des lediglichen Rechts⸗ 
ſchutzes des Einzelnen an. 

Der weiteren im Zuſammenhang hiemit ſtehenden Anſchauung 
Schmitt's, daß es die Verwaltüngsgerichtsbarkeit nur mit dem Schutze 
von Rechten, nicht aber mit dem von Intereſſen zu thun habe, ſtimmen 
wir inſoferne bei, als nicht durch eine beſtimmte Norm die Pflege 
eines conereten Intereſfes in beſtimmter Weiſe einem Verwaltungs⸗ 
organe zur Pflicht gemacht wird und als daher der Schutz von In⸗ 
tereſſen in das freie Ermeſſen fällt. 

Abgeſehen von dieſen Principienfragen haben wir uns auf die 
Arbeit Schmitt's bereits zu wiederholten Malen bezogen und wir 
halten dafür, daß den litterariſchen Arbeiten dieſes Mannes auf dem 
Gebiete der Verwaltungsgerichtsbarkeit, mag man auch mehr oder 
weniger mit den Anſchauungen desſelben übereinſtimmen, gar nicht 
genug Beachtung geſchenkt werden kann, da demſelben nicht nur — 
was unendlich wichtig und bei dem Umſtande, als die ins Leben ein⸗ 
geführte Verwaltungsgerichtsbarkeit bis jetzt eine ſo vereinzelte Erſchei⸗ 
nung iſt, überaus ſelten iſt — die praktiſche Erfahrung zur Seite 
ſteht, ſondern auch die Methode ſeiner Behandlung die Vorzüge deutſcher 
Gelehrſamkeit und Gründlichkeit an ſich trägt und durch ihn endlich 
einmal die wiſſenſchaftliche Detailbehandlung auf einem Felde ange⸗ 
bahnt wird, auf welchem ſie bisher faſt gänzlich mangelte. 

Noch erwähnenswerth iſt Schmitt's Kritik des Punktes c des 8 3 
des E., nach welcher dieſe Ausnahme des freien Ermeſſens überhaupt 
zu entfallen hätte, da demſelben gegenüber von keinem Rechte des Ein⸗ 
zelnen geſprochen werden könne. Dies iſt Beleg für die von uns oben ausge⸗ 
ſprochene Anſicht über die Anſchauung des Verfaſſers von dem Gegen⸗ 
ſtande der Verwaltungsgerichtsbarkeit in Verſchiedenheit von dem E. 
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Der E. denkt nämlich an ein beſtimmtes ſubjectives Recht (ſein Recht), 
und dann däucht uns die Ausnahme c erforderlich ; Schmitt dagegen denkt 
in einem weiteren Sinne an die Legalität oder Illegalität eines Ver⸗ 
waltungsactes gegenüber dem Einzelnen, und wenn hienach auch der 
Gegenſtand der Verwaltungsgerichtsbarkeit nach ihm Rechte der Einzelnen 
ſind, ſo glauben wir doch die Anſchauung desſelben nicht mißverſtan⸗ 
den zu haben, wenn wir fie in der oben angegebenen Weiſe fkizzirten. 

Daß Schmitt im Verwaltungsrechtsſtreite der Ermittlung der 
Thatſachen und dieſen ſelbſt eine geringere Rolle beimißt, muß an 
dem praktiſchen Juriſten wundernehmen. So erfordert beiſpielsweiſe 
die Thatſachenfeſtſetzung im Heimatsrechtsſtreite nach dem allerdings 
für dieſes Gebiet ſehr verwickelten öſterreichiſchen Rechte die langwie⸗ 
rigſten, nicht ſelten jahrelangen Erhebungen. 

Der Vorſchlag endlich, welchen Schmitt zur Verbeſſerung des 
E. macht, ſtimmt mit dem des Beſprechers in den „Juriſtiſchen Blät- 
tern“ überein, und wir haben hierüber bereits unſer Urtheil abgege- 
ben. Nur fei noch bemerkt, daß bereits bei den ſtaatlichen Mittelbehörden 
in Oeſterreich der durchgreifende Unterſchied zwiſchen Verwaltungs⸗ 
rechts⸗ und freien Verwaltungsſachen auch dem Neulinge ſofort un⸗ 
mittelbar in die Augen ſpringt und es hier eben ſo leicht wäre, wie 
dies oben für die letzte Inſtanz angedeutet wurde, nach einem for⸗ 
mellen Merkmale (Recurs⸗ und Beſchwerdeſachen, allenfalls auch ſchon 
den Mittelbehörden in erſter Inſtanz zuſtehende Verleihungen und 
Bewilligungen) die Scheidung durchzuführen, daß aber dem der Um⸗ 
ſtand entgegenſteht, daß eine analoge Behandlung der autonomen An⸗ 
gelegenheiten nicht durchführbar erſcheint. 


Haben wir daher auch für unſere Auffaſſung von dem Gegen⸗ 
ſtande der Verwaltungsgerichtsbarkeit keinen Bundesgenoſſen gefunden, 
für die Auffaſſung nämlich, wonach die Verwaltungsgerichtsbarkeit 
auch dem Gegenſtande nach eine ordentliche Judicatur auf dem ge⸗ 
ſammten Gebiete der Verwaltung ſein, auf dieſem Gebiete die Ver⸗ 
wirklichung des Rechtes und des durch dasſelbe angeſchriebenen Zu⸗ 
ſtandes zum Inhalte haben ſoll, wonach dieſelbe in der Anwendung 
des Verwaltungsrechtes auf die in concreto darunter fallenden Lebens⸗ 
verhältniſſe beſtehen und nur dort keine unmittelbare, von vorneherein 
eintretende ſein ſoll, wo und ſoweit die principielle Nothwendigkeit 
ſpontanen Eingreifens von Seite der rechtsanwendenden Organe der 
Natur der Gerichtsbarkeit widerſpricht und ſie daher ausſchließt, und 
wonach dieſelbe demgemäß nicht nur zur Entſcheidung von Strei⸗ 
tigkeiten des Verwaltungsrechtes zwiſchen Einzelnen und in nicht 
ſtreitigen Fällen zur Beurtheilung, ob und wie ein beſtimmtes 
Lebensverhältniß unter die darauf anwendbaren Rechtsſätze falle und 
hienach zum Ausſpruche, ob ein beſtimmtes Rechtsverhältniß oder eine 
Rechtsinſtitution, ein oder eine Summe von Rechten oder Verpflich⸗ 
tungen beſtehe, beſtimmt iſt, ſondern auch zur Controle der ſogenann⸗ 
ten freien oder rein politiſchen Verwaltung, d. i. jener Verwaltung, 
bet welcher das öffentliche Organ entweder nach freiem Ermeſſen vor⸗ 
zugehen hat oder bei dem Vorhandenſein beſtimmter geſetzlicher Vor⸗ 
ausſetzungen von Amts wegen einzuſchreiten verpflichtet iſt, aus An⸗ 
laß der Beſchwerde des berührten Einzelnen oder auf einem noch 
weiter gehenden Standpunkte des Procurators des öffentlichen Rechtes 
oder wiederum des Einzelnen in Form der Popularaction; und hat 
auch Niemand der Heranziehung des Volkes zur Verwaltungsrechts⸗ 
ſprechung in der erſten Inſtanz, einer materiellen aus richterlichen 
(nicht etwa civil⸗ oder ſtrafgerichtlichen!) Beamten beſtehenden zweiten 
und (als materiellen) letzten Inſtanz: aus einem gegenüber dieſer 
zweinſtanzlichen Gliederung lediglich als Reichscaſſationshof zum Be⸗ 
hufe der Einheit der Rechtsſprechung beſtehenden Gerichtshofe das 
Wort geſprochen — ſo ſcheinen uns die auch von allen hier be⸗ 
trachteten Beurtheilern gegen die Geltendmachung, wie ſie der 
E. enthält, erhobenen principiellen Bedenken genügend, um den⸗ 
ſelben in der vorliegenden Form als unannehmbar erſcheinen zu laſſen. 
Anflickbar wäre ihm nur die Verbeſſerung Kißlings, gegen die wir 
uns oben ſchon ausgeſprochen haben Die Emendationen Schmitts 
und der „Juriſtiſchen Blätter“ dagegen würden den E. auf eine theil⸗ 
weiſe ganz andere Baſis ſtellen. Denn bedenkt man, welche Judicatur 
hiedurch ſämmtlichen Miniſterien und (beziehungsweiſe vielen) Landes⸗ 
vertretungen entzogen würde, ſo wird man uns zugeben, daß die Aen⸗ 
derung des E. in dieſem Sinne deſſen vollſtändige Umgeſtaltung zur 
Folge haben müßte. 5 


Wir können daher unſere, lediglich der Sache gegoltenen Erör- 
terungen nur mit dem lebhaften, von dem höchſten Intereſſe an der 
Verwirklichung des Rechts und der Verwaltungsgerichtsbarkeit einge⸗ 
flößten Wunſche ſchließen, daß dieſer E. niemals Geſetz werden möge, 
denn ſeine Annahme würde die Hoffnung auf die Verwaltungsgerichts⸗ 
barkeit vielleicht für eine lange Reihe von Jahren zerſtören. 


Dr. Rudolf Korb, k. k. Statthalterei-Concipiſt. 
— 


Mittheilungen aus der Praxis. 


- a a. 


Das Hofkanzleiderret vom 40. März Sus, 3. 2727, womit die 

Verpflichtung der Meiſter zur Berichtigung der Krankenhausver⸗ 

pflegskoſten für die in Arbeit ſtehenden und erkrankten Geſellen 

ausgeſprochen wurde, iſt durch das Gewerbegeſetz vom 20. Decem⸗ 
ber 48859 nicht beſeitigt. 


In dem öffentlichen allgemeinen Krankenhauſe zu D. wurden 
der Müllergehilfe Anton A. an einem Schienbeinbruche durch 64 Tage, 
dann der Müllergehilfe Joſeph K. wegen eines Luftröhrenkatarrhs 
durch 32 Tage ärztlich behandelt, und erwuchſen für Anton A. an 
Verpflegskoſten 28 fl. 80 kr. und für Joſeph K. 14 fl. 40 kr. Der 
Müllermeiſter und Gewerbsherr Georg R. lehnte die Berichtigung 
der Verpflegskoſten für Anton A. mit dem Vorgeben ab, daß ſein 
Altgeſelle Johann M. auf ungefähr 14 Tagen nach D. ſich begeben 
und als ſeinen Stellvertreter während ſeiner Abweſenheit den zuge⸗ 
reisten Anton A. angemeldet habe. Dieſer habe auch in der Mühle 
durch einige Tage gearbeitet, ſei aber durch ſeine eigene Unvorſichtig⸗ 
keit am Fuße gequetſcht worden; A. ſei nun 14 Tage im Muͤhlhauſe 
gelegen, jedoch, da die Wunde nicht heilen wollte, in das Kranken⸗ 
haus zu D. transportirt worden. Man könne daher nicht ſagen, daß A. von 
ihm in die Arbeit geoungen wurde. Der Altgeſelle Johann M gab 
bet ſeiner Einvernehmung an, daß er zeitweilig aus der Mühle des 
K. ſich nach D. begeben und den A. gebeten habe, ihn für die Zeit 
ſeiner Abweſenheit als Altgeſelle zu vertreten. Dieſer habe eingewilligt. 
Bei ſeiner nach acht Tagen erfolgten Rückkehr in die Mühle aber 
habe er den A. mit einem verletzten Fuße im Bette gefunden. Der 
Müllermeiſter und Gewerbsherr Mathias Z. verweigerte die Zahlung 
der Verpflegskoſten für Joſeph K. aus dem Grunde, weil die Rechts⸗ 
verhältniſſe zwiſchen den Arbeitsherren und ihren Gehilfen durch die 
Gewerbeordnung geregelt ſeien, diefelbe den Arbeitsherren die Ver⸗ 
pflichtung zur Beſtreitung der Heilungskoſten nur für erkrankte 
Lehrlinge auferlege, keineswegs aber auch für Gehilfen; es ſeien 
ſonach die älteren diesfälligen Vorſchriften außer Kraft getreten. 
Joſeph K. ſei endlich bei ihm als Müllergehilfe oder Gefelle zwar verwendet 
worden, jedoch ſchon bet feinem Arbeitsantritte kränklich geweſen, nach 
etwa 14 Tagen aus der Arbeit getreten und habe ſich dann in das 
Krankenhaus begeben. 

Die Bezirkshauptmannſchaft brachte dem Landesausſchuſſe dieſe 
Verpflegskoſtenangelegenheit zur Kenntniß mit dem Bemerken, daß ſie 

die Müller Georg R. und Mathias Z zur Zahlung der Verpflegs⸗ 

koſten für die Müllergeſellen Anton A. und Joſeph K. nicht wohl 
verpflichten könne, weil die Stellung, die Pflichten und Rechte des 
gewerblichen Hilfsperſonales durch die Gewerbeordnung geregelt ſeien, 
in dieſer aber die Gewerbsinhaber zur Tragung ſolcher Koſten für 
ihre Geſellen nicht verpflichtet werden und die vor dem Erſcheinen 
der Gewerbeordnung beſtandenen bezüglichen Vorſchriften und die bis⸗ 
herige Gepflogenheit nicht entſcheidend erſcheinen. Weiters bemerkte 
die Bezirkshauptmannſchaft, daß die Gewerbsgenoſſenſchaft die Zahlung 
dieſer Koſten ebenfalls verweigert habe, weil weder die Gewerbs⸗ 
gehilfen, noch die Gewerbsinhaber für ihre Gehilfen an die Genofſen⸗ 
ſchaftscaſſen irgend welche Beiträge leiſten, aus welchen im Erkran⸗ 
kungsfa'le ähnliche Koſten beſtritten werden könnten. 

Der Landesausſchuß theilte dieſe Zuſchrift der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft der Statthalterei mit dem Erſuchen um Entſcheidung in 
zweiter Inſtanz mit und bemerkte, daß die Verpflichtung der Dienft- 
herren zur Zahlung der Verpflegskoſten für ihre Dienſtleute durch 
zahlloſe Entſcheidungen ſämmtlicher Statthaltereien und des Mini⸗ 
ſteriums des Innern ſichergeſtellt erſcheine. N 

Die böhmtſche Statthalterei hat darauf den Müller Georg R. zur 
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Entrichtung der Krankenverpflegskoſten pr. 28 fl. 80 kr. für Anton 
A., und den Müller Mathias Z. zur Entrichtung dergleichen Koſten 
pr. 14 fl. 40 kr. für Joſeph K. an die öffentliche Krankenanſtalt 
in D. für verpflichtet erkannt, weil dieſe Gehilfen während der Zeit 
der Arbeit bei den genannten Arbeitsherren derart erkrankt ſind, daß 
ſie ärztliche Hilfe zu ſuchen genöthigt waren. Zugleich hat die Statt⸗ 
halterei der Bezirkshauptmannſchaft eröffnet, daß das Gewerbegeſetz 
lediglich Normen für die eigentlichen Gewerbeangelegenheiten, nicht 
aber auch Normen für öffentliche Krankenanſtalten enthalte, daß die 
in letzterer Beziehung beſtehenden Vorſchriften noch immer Geltung 
baben und daß aus dem Umſtande, daß über die Curkoſteneinbrin⸗ 
gung für erkrankte Gehilfen im Gewerbegeſetz keine Rede ſei, durch⸗ 
aus nicht auf die Behebung der diesfälligen Vorſchriften geſchloſſen 
werden könne. Nach Inhalt des Hofkanzleidecretes vom 10. März 
1848, 3. 7777, ſei aber die Verpflichtung der Meiſter und Innun⸗ 
gen zur Berichtigung der Krankenverpflegskoſten für die in Arbeit 
ſtehenden und erkrankten Gehilfen (Geſellen) aufrecht erhalten 
worden. 

Gegen dieſe Entſcheidung haben Miniſterialrecurſe eingebracht: 
a) Georg R., welcher behauptete, daß Anton A. von ihm weder als 
Geſelle noch als Gehilfe irgend welcher Art aufgenommen ſei, daß 
aber, ſelbſt wenn A. ſein Gehilfe geweſen, er (Recurrent) zur Zah⸗ 
lung jener Verpflegskoſten geſetzlich nicht verpflichtet erſcheine. weil 
das ſechste Hauptſtück der Gewerbeordnung ausdrücklich das Rechts- 
verhältniß zwiſchen den ſelbſtſtändigen Gewerbetreibenden und feinen 
Sehilfen normire und diesfalls $ 72 genau beſtimme, daß dieſes 
Rechtsverhältniß, inſoferne nicht die Gewerbeordnung bejondere Be- 
ſtimmungen enthalte, nach den Anordnungen des a. b. G. B. zu be⸗ 
urtheilen komme, daß aber die Gewerbeordnung nicht vorſchreibe, daß 
der Gewerbetreibende feinen Gehilfen die Verpflegung in Krankheits- 
fällen zu zahlen habe: und da auch das bürgerliche Geſetzbuch ihm 
eine ſolche Pflicht nicht auferlege, ſo beſtehe ſie auch nicht. Anlangend 
die Beſtimmung des Goffuifleibeeretes vom 10. März 1848, Zahl 
7777, bemerkt Georg K. weiter, jo ſei dieſelbe. nachdem durch die 
Gewerbeordnung das Meiſter⸗ und Zunftweſen aufgehoben worden, 
nach Art. III. des Kundmachungspatentes zur Gewerbeordnung nicht 
mehr maßgebend; die Vorſchriften ferner bezüglich der Einhebung der 
Krankenhausverpflegskoſten enthalten keine ſelbſtſtändigen Beſtimmungen 
hierüber, ſondern beziehen ſich auf die beſtehenden beſonderen Geſetze, 
alſo im vorliegenden Falle auf die Gewerbeordnung, welche laut § 94 
einer derartigen Pflicht der Gewerbetreibenden gegenüber den Gewerbe⸗ 
gehilfen gar nicht Erwähnung thut. b) Mathias Z., welcher in feinem 
Recurſe bloß anführt, daß dieſe Verpflegskoſten von der Heimatge⸗ 
meinde im Sinne des Heimatgeſetzes vom 3. December 1863 oder 
vom Landesfonde zu tragen ſeien, nicht aber von ihm. 
a Das k. k. Miniſterium des Innern hat jedoch unterm 2. Mai 
1873, 3. 4909 und Z. 5869, den beiden Recurſen im Hinblicke 
auf die Beſtimmungen des Hofkanzleidecretes vom 10. März 1848, 
3. 7777 (Provinzial⸗Geſetzſammlung Nr. 60) keine Folge gege⸗ 
ben, jedoch die Erſatzpflicht beider Müller auf je vier Wochen, ſomit 
auf den Betrag von je 12 fl. 60 kr. ö. W. eingeſchränkt, weil man 
den Arbeitsgeber ruͤckſichtlich der Erſatzpflicht nicht ſtrenger halten 
kann, als den Dienſtgeber. E. 


Die Anrechnung voller Diäten und Neiſekoſten für mehrere an 

einem und demſelben Tage von einem Staatsbeamten vorgenom⸗ 

mene Commiſſionen bildet nicht den Thatbeſtand des Verbrechens 
des Mißbrauches der Amtsgewalt. 


Der Bezirksrichter O hatte an einem und demſelben Tage mehrere 
Commiſſtonen vorgenommen und bei jeder Commiſſion den vollen 
Betrag ſeiner Diäten und Reiſekoſten in Anrechnung gebracht. Die 
aus dieſem Anlaſſe gegen ihn wegen Verbrechens des Mißbrauches 
der Amtsgewalt eingeleitete Unterſuchung wurde jedoch vom Gerichts⸗ 
hofe erſter Inſtanz eingeſtellt. Ueber Berufung der k. k. Staatsan⸗ 
waltſchaft bat jedoch das Oberlandesgericht den erſtrichterlichen Be⸗ 
ſchluß abgeändert, den D. wegen des obgedachten Verbrechens in den 
Anklageſtand verſetzt und die Anordnung der mündlichen Schlußver⸗ 
handlung durch unmittelbare Vorladung angeordnet. 

Der k. k oberſte Gerichtshof hat aber, über Berufung des An⸗ 
geklagten, laut Entſcheidung vom 4 März 1873, 3. 1937, den erſt⸗ 
richterlichen Einſtellungsbeſchluß aufrecht zu erhalten befunden. 


Gründe: 11 

Durch den § 7 der kaiſ. Verordnung vom 3. Mai 1858, 3. 
68, R. G. Bl., wurde verordnet, daß bei Vorlage eines mit den 
geſetzlichen Erforderniſſen verſehenen Geſtändniſſes des Beſchuldigten 
der Gerichtshof, wenn er die ihm zur Beſchlußfaſſung vorgelegte 
Unterſuchung in jeder anderen Beziehung vollſtändig findet, mit 
Fällung des Anklagebeſchluſſes zugleich die Anordnung der mündlichen 
Schlußverhandlung durch unmittelbare Vorladung zu verbinden habe, 
ohne daß gegen dieſe Verfügung eine Berufung zuläſſig wäre. Dieſe 
geſetzliche Anordnung kann jedoch nicht dahin verſtanden werden, daß 
dem Beſchuldigten die Berufung auch gegen den Anklagebeſchluß ent⸗ 
zogen werden ſollte, wenn die Bedingungen zur ſogleichen Schlußver⸗ 
handlung nicht vorliegen, weil der Anklagebeſchluß ein richterliches Er⸗ 
kenntniß und nicht eine bloße Verfügung iſt und im vorliegenden 
Falle der Beſchuldigte zwar die Handlung, nicht aber die Verübung 
des ihm zur Laſt gelegten Verbrechens geſtanden hat. Es iſt daher 
die Berufung gegen den Anklagebeſchluß zuläſſig. Sie iſt aber auch 
begründet, weil durch die gepflogenen Erhebungen nicht conſtatirt 
wurde, daß der Bezirksrichter D. für die von ihm vorgenommenen 
commiſſionellen Amtshandlungen den Parteien einen das geſetzliche 
Ausmaß überſteigenden Betrag aufgerechnet habe. Hat auch D. an 
einem und demſelben Tage mehrere Commiſſionen vorgenommen und 
bet jeder Commiſſion den vollen Betrag feiner Diäten und Reiſekoſten 
in Anrechnung gebracht, ſo können doch die betheiligten Parteien ſich 
über einen dadurch zugefügten Schaden nicht beklagen, weil die Be⸗ 
ſtimmung der Termine für Commiſſionen und deren Vornahme zu 
den Amtsverrichtungen des Gerichtsvorſtehers gehört, die Vornahme 
mehrerer Commiſſionen an dem nämlichen Tage durch kein Geſetz 
unterſagt iſt und dadurch keiner Partei das Recht erwachſen iſt, eine 
verhältnißmäßige Reducirung der Commiſſiouskoſten zu fordern. Mag 
daher das Disciplinargericht in Erwägung ziehen, ob die Handlungs⸗ 
weiſe des Beſchuldigten eine Verletzung der ihm obliegenden Amts⸗ 
pflichten enthalte — das Verbrechen des Amtsmißbrauches läßt ſich aber 
darin nicht erkennen, weßhalb mit Rückſicht auf die Anordnung des 
§ 200 der St. P. O., unter Abänderung des o. g. Anklagebeſchlufſes, 
der Einſtellungsbeſchluß des erſten Richters zu beſtätigen war. 

J. B. 


Berordnungen. 


Erlaß des k. k. Reichs⸗Kriegsminiſteriums vom 13. Mai 1873, Abth. 2. Nr. 3380, 
betreffend Beſtimmungen bezüglich der Claſſiſicirung von Selbſtheſchädigern beim 
Superarbitrium. 


Es iſt die Frage angeregt worden, wie ein nach der Aſſentirung der Selbit- 
beſchädigung beſchuldigter Soldat, bei dem vor der kriegsrechtlichen Aburtheilung 
ſtattfindenden Superarbitrium von der Commiſſion zu claſſificiren ſei, da die Be⸗ 
ſtimmung des § 16, Punkt 3, Alinea 2 „der proviſoriſchen Vorſchrift zur Super⸗ 
arbitrirung der Mannſchaft vom Jahre 1864”. bezüglich des Befundes „ob zu 
irgend einem Dienſte bei ſeinem Truppenkörper verwendbar“ eine verſchiedene Aus⸗ 
legung inſoferne zuläßt, als unter der Bezeichnung „irgend einem Dienſte bei ſeinem 
Truppenkörper“ etwa auch. Dienſtleiſtungen verſtanden werden können, welche die 
volle Kriegsdienſttaug lichkeit nicht erfordern. Das Reichs⸗Kriegsminiſterium findet 
diesfalls zu erläutern, daß die Claſſification „zu irgend einem Dienſte hei feinem 
Truppenkörper verwendbar“ die für den Heeresdienſt im Allgemeinen erforderliche 
Kriegsdienſttauglichkeit bedingt. Nach ausgeſtandener Strafzeit iſt es Sache der⸗ 
jenigen Superarbitrirungscommiſſion, welcher der Selbſtbeſchädiger erneuert vorge 
ſtellt werden muß, ſich darüber auszuſprechen, ob der betreffende Soldat auch bei 
etwa mangelnder voller Kriegsdienſttauglichkeit noch zu irgend einer und zu welch er 
Dienſtleiſtung bei ſeinem oder einem anderen Truppenkörper, oder bei einer Heeres⸗ 
anſtalt geeignet iſt. 


Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 6. Juni 1873, 3. 10.171 an fammt⸗ 
liche Länderchefs: 


Ich beehre mich Euer .... zur gefälligen Kenntnißnahme und geeigneten 
weiteren Veranlaſſung in Anſchluſſe eine Abſchrift der Verordnung zu übermitteln, 
welche das k. k. Finanzminiſterium im Vernehmen mit dem k. k. oberſten Rechnungs⸗ 
hofe bezüglich der Verrechnung der mit dem Geſetze vom 15. April 1878 normirten 
Gebühren der Staatsdiener an die unterſtehenden Finanzbehörden unterm 30. Mai 
d. J. Zahl 2712/ F. M. erlaſſen hat. 


Druckerei der k. Wiener Zeitung. 
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Abſchrift der Verordnung vom 30. Mai 1873 des k. k. Finanzmini⸗ 
ſteriums und des k. k. oberſten Rechnungshofes, betreffend die Ver⸗ 
rechnung der mit dem Geſetze vom 15. April 1873 (R. G. Bl. Nr. 47) 
normirten Bezüge getiver Staatsbeamten und der in die Kategorie 
der Dienerſchaft gehörigen aetiven Staatsdiener. 3. 2712/ . M. 


In Betreff der Verrechnung der mit den Geſetzen vom 15. April 1873 nor⸗ 
mirten Bezüge activer Staatsbeamten und Diener wird Folgendes verfügt: 

1. Die mit § 5 des vorerwähnten Geſetzes beſtimmten Gehalte der aetiven 
Staatsbeamten, dann die Gehalte und Jahreslöhne der Diener, in deren Ausmaß eine 
Veränderung nicht eintritt, ſind in derſelben Weiſe wie die bisherigen gleichartigen 
Bezüge zu verrechnen. 

Damit jedoch die Staatsrechnung mit dem Voranſchlage für das Jahr 1873 
und mit dem Finanzgeſetze vom 11. April 1873 in Uebereinſtimmung gebracht werde 
ſind jene Beträge, um welche die für „Beſoldungen“ veranſchlag'en und bewilligten 
Summen durch die eingetretene Regulirung der Gehalte überschritten werden, in deu 
au den oberſten Rechnungshof vorzulegenden (monatlichen und Jahres-) Gebahrungs⸗ 
ausweiſen dann in den Rechnungsabſchlüſſen für jeden Verechnungszweig mittelſt 
einer eigenen Ausgabspoſtnummer unter der Bezeichnung „Mehraufwand an Gehal⸗ 
ten aus Anlaß der Regulirung der Bezüge der activen Staatsbeamten“ erfichtlich zu 
machen. 

2. Die für das vierte Quartal 1873 beſtimmte nicht mehr zur Verwendung 
gelangende Quatiergeldrate wird in den Rechnugsabſchlüſſen als ein Minderaufwand 
nachzuweiſen fein. 

Falls ein Virement zwiſchen den einzelnen Rubriken geſtattet worden wäre, 
iſt es nicht zuläſſig dieſe Erſparung zur Deckung anderer Auslagen zu verwenden. 

3. Die mit dem § 3 des Geſetzes vom 15. April 1873 (N. (H. Bl. Nr. 47) 
ſyſtemiſirten Functions und Activitätszulagen ſowie die im § 1 des Geſetzes vom 
15. April 1873 (R. G, B. Nr. 49) bezeichneten Activitätszulagen find mit den ent 
fallenden Aufwandsbeträgen individuell in den Verzeichniſſen für Activitätsbezüge ber 
ziehungsweiſe in den betreffenden Liquidationsbüchern in der letzten Colonne, in wel⸗ 
cher dermal die mit 1. Juli 1873 außer Gebühr gebrachten Theuerungsbeiträge ver⸗ 
bucht werden, zu verrechnen. 

Dieſe Colonne iſt mit einer entſprechenden Aufſchrift zu verfehen, und ſind die 
in derſelben verbuchten Gebühren in den Gebahrungsausweiſen und Rechnungsab⸗ 
ſchlüſſen abgeſondert nach beiden Kategorien, ebenſo wie die für Thenerungsbeiträge 
bis Ende Juni l. 3. verausgabten Beträge, unter beſonderen Poſtnummern erſicht⸗ 
lich zu machen. 

Bei Verfaſſung des Centralrechnungsabſchluſſes wird der oberſte Rechnungs⸗ 
hof die letztgenannten Beträge, dann die Mehrauslagen für Gehalte zuſammenfaſſeu 
und unter Ausgabecapitel 10, allgemeine Caſſen⸗Verwaltung Titel 6, außerordentliches 
Erforderniß für die Regulirung der Bezüge der Staatsbeamten und Diener, zur Nach, 
weiſung bringen. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben die unbeſoldeten Geſandtſchaftsattachss, Alfred Schwar 
v. Mohrenſtern, Theodor Graf Zichy und Agenor Graf oe en au 
Honorarlegationsſecretären allergnädigſt ernannt. 

Seine Majeftat haben den Hofrath und Polizeidirector in Prag Wilhem 
Marx zum Polizeipräſidenten von Wien ernannt. 8 

Seine Majeſtät haben dem Bezirksarzte in Iglau Dr. Johaun Mayer den 
kaiſerlichen Rathstitel taxfrei verliehen. Be; 

Seine Majeftät haben dem Director der A. h. Kabinetskanzlei Geh. Rathe 
Adolf Ritter von Braun den Freiherrnſtand verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Bauadjuncten Dr. Georg v. Marcochta 
zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Dalmatien ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzprocuratursſecretär Dr. Franz Krauſe 
zum Finanzrathe in Linz ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Central⸗Waldſchätzungsinſpeekor Karl Schind⸗ 
ler zum Finanzrathe ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſeeretär Joſeph Neuſſer in Troppau zum 
Finanzrathe ernannt. . 

Der Ackerbauminiſter hat die Pochwerks⸗Inſpectorsſtelle in Pribram dem 
Pochwerksadjuncten Johann Haber mann verliehen. 


Erledigungen. 


Forſtinſpectorsſtelle in Krain mit der achten Rangsclaſſe, bis 10. Auguſt 1873, 
(Amtsblatt Nr. 164.) 
Dienftftellen bei der galiziſchen Finanz⸗Landesdirection in der ſechsten, ſieben⸗ 
ten, achten, neunten und zehnten Rangsclaſſe, bis 31. Juli 1878. (Amtsbl. Nr. 164.) 
Banadjunctenſtelle in Salzburg mit der zehuten Rangsclaſſe, bis 15. Auguſt 
1873. (Amtsbl. Nr. 164.) f 
N Aſſiſtentenſtellen an der techniſchen Hochſchule in Wien mit 600 fl. Gehalt, 
bis 15. September 1873. (Amtsbl. Nr. 166.) 
Forſtcommiſſärsſtellen, zwei, in Dalmatien mit der neunten Rangsclaſſe, bis 
6 1. Juli 1873. (Amtsbl. Nr. 166.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


